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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
—— Nr. 26. 


Juhalt: Wildſchadengeſetz, S. 307. — Geſetz, betreffend die Königlichen Gewerbegerichte in der Rhein- 
provinz, S. 311. — Verordnung, betreffend Kautionen von Beamten aus dem Bereiche des 
Miniſteriums für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten, S. 314. — Bekanntmachung der nach 
dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, 
Urkunden ꝛc., S. 314. 


(Nr. 9474.) Wildſchadengeſetz. Vom 11. Juli 1891. Mm 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang Unſerer 
Monarchie, mit Ausſchluß der Provinz Hannover und des vormaligen Kurfürſten— 
thums Heſſen, was folgt: 
F. 1. 
Der durch Schwarz⸗, Roth⸗, Elch- und Damwild ſowie Rehwild und 
Faſanen auf und an Grundſtücken angerichtete Schaden iſt dem Nutzungsberech— 
tigten nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen zu erſetzen. 


§. 2. 

Erſatzpflichtig ſind in einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke die Grundbeſitzer 
des Jagdbezirks nach Verhältniß der Größe der betheiligten Fläche. Dieſelben 
werden durch die Gemeindebehörde vertreten. 

Hat bei Verpachtung der Jagd in gemeinſchaftlichen Jagdbezirken die Ge— 
meindebehörde die vollſtändige Wiedererſtattung der zu zahlenden Wildſchadens— 
beträge durch den Jagdpächter nicht ausbedungen, ſo müſſen ſolche Jagdpacht⸗ 
verträge nach ortsüblicher Bekanntmachung eine Woche öffentlich ausgelegt werden. 
Sie bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Kreisausſchuſſes, in Stadt 
kreiſen des Stadtausſchuſſes, wenn ſeitens auch nur eines Nutzungsberechtigten 
innerhalb zwei Wochen nach dieſer Auslegung Widerſpruch erhoben wird. 


6: 37 
Erſatzpflichtig iſt bei Enklaven (§. 7 des Jagdpolizeigeſetzes vom 7. März 
1850, Geſetz-Samml. S. 165, $. 9 des Geſetzes vom 30. März 1867, Geſetz⸗ 
Gef. Samml. 1891. (Nr. 9474.) 54 


Ausgegeben zu Berlin den 4. Auguſt 1891. 
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Samml. S. 426, und $. 11 des Lauenburgiſchen Geſetzes vom 17. Juli 1872, 
Offiz. Wochenblatt f. Lauenburg S. 218) der Inhaber des umſchließenden Jagd— 
bezirks, ſofern er die Jagd auf der Enklave angepachtet oder die angebotene An— 


pachtung abgelehnt hat. 
$. 4. 


Ein Erſatz für Wildſchaden findet nicht ſtatt, wenn die Umſtände ergeben, 
daß die Bodenerzeugniſſe in der Abſicht gezogen oder erheblich über die gewöhn— 
liche Erntezeit hinaus auf dem Felde belaſſen ſind, um Schadenserſatz zu erzielen. 


§. 5. 
Sofern Bodenerzeugniſſe, deren voller Werth ſich erſt zur Zeit der Ernte be— 
meſſen läßt, vor dieſem Zeitpunkte beſchädigt werden ($. 1), fo iſt der Schaden in 
demjenigen Umfange zu erſtatten, in welchem er ſich zur Zeit der Ernte darſtellt. 


F. 6. 

Der Beſchädigte, welcher auf Grund der $$. 1 bis 3 Erſatz für Wild— 
ſchaden fordern will, hat dieſen Anſpruch bei der für das geſchädigte Grundſtück 
zuſtändigen Ortspolizeibehörde binnen drei Tagen, nachdem er von der Beſchädigung 
Kenntniß erhalten hat, ſchriftlich oder zu Protokoll anzumelden. Bei Verſäumung 
dieſer Anmeldung findet ein Erſatzanſpruch nicht ſtatt. 

$. 7. 

Nach rechtzeitig erfolgter Anmeldung hat die Ortspolizeibehörde zur Ermitte⸗ 
lung und Schätzung des behaupteten Schadens und zur Herbeiführung einer güt— 
lichen Einigung unverzüglich einen Termin an Ort und Stelle anzuberaumen und 
zu demſelben die Betheiligten unter der Verwarnung zu laden, daß im Falle des 
Nichterſcheinens mit der Ermittelung und Schätzung des Schadens dennoch vor— 
gegangen wird. Der Jagdpächter iſt zu dieſem Termine zu laden. 


§. 8. 
Jedem Betheiligten ſteht das Recht zu, in dem Termine zu beantragen, 
daß die Schätzung des Schadens erſt in einem zweiten kurz vor der Ernte abzu— 
haltenden Termine erfolge. Dieſem Antrage muß ſtattgegeben werden. 


69} 

Auf Grund des Ergebniſſes der Vorverhandlungen hat die Ortspolizeibehörde 
einen Vorbeſcheid über den Schadenserſatzanſpruch und die entſtandenen Koſten 
zu erlaſſen und den Betheiligten in ſchriftlicher Ausfertigung zuzuſtellen. 

Die Zuſtellung erfolgt nach Maßgabe der für Zuſtellungen des Kreisaus— 
ſchuſſes geltenden Beſtimmungen. 

§. 10. 

Gegen den Vorbeſcheid findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Kreis— 

ausſchuſſe, in Stadtkreiſen bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. 
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Die Entſcheidungen des Kreisausſchuſſes und des Bezirksausſchuſſes ſind 
vorläufig vollſtreckbar. 

Wird innerhalb der zwei Wochen die Klage nicht erhoben, jo wird der Vor— 
beſcheid endgültig und vollſtreckbar. 


ag m MR 
Als Koften des Verfahrens kommen nur baare Auslagen, insbeſondere Reiſe⸗ 
koſten und Gebühren der Sachverſtändigen, Botenlöhne und Portokoſten in Anſatz. 
Die Koſten des Vorverfahrens werden als Theil der Koſten des Verwaltungs— 
ſtreitverfahrens behandelt. 


$. 12. 
ft während des Kalenderjahres wiederholt durch Roth oder Damwild 
verurſachter Wildſchaden durch die Ortspolizeibehörde feſtgeſtellt worden, ſo muß 
auf Antrag des Erſatzpflichtigen oder der Jagdberechtigten die Aufſichtsbehörde 
ſowohl für den betroffenen, als auch nach Bedürfniß für benachbarte Jagdbezirke 
die Schonzeit der ſchädigenden Wildgattung für einen beftimmten Zeitraum auf 
heben und die Jagdberechtigten zum Abſchuß auffordern und anhalten. 


$. 13. 

Genügen dieſe Maßregeln nicht, fo hat die Aufſichtsbehörde den Grund— 
beſitzern und ſonſtigen Nutzungsberechtigten ſelbſt nach Maßgabe der $$. 23 und 
24 des Geſetzes vom 7. März 1850 (Geſetz-Samml. S. 165) die Genehmigung 
zu ertheilen, das auf ihre Grundſtücke übertretende Roth⸗ und Damwild auf 
jede erlaubte Weiſe zu fangen, namentlich auch mit Anwendung des Schießgewehres 
zu erlegen. 

$. 14. 

Schwarzwild darf nur in ſolchen Einfriedigungen gehegt werden, aus denen 
es nicht ausbrechen kann. Der Jagdberechtigte, aus deſſen Gehege Schwarzwild 
austritt, haftet für den durch das ausgetretene Schwarzwild verurſachten Schaden. 

Außer dem Jagdberechtigten darf jeder Grundbeſitzer oder Nutzungsberech— 
tigte innerhalb ſeiner Grundſtücke Schwarzwild auf jede erlaubte Art fangen, 
tödten und behalten. 

Die Aufſichtsbehörde kann die Benutzung von Schießwaffen für eine be 
ſtimmte Zeit geſtatten. 

Die Auffichtsbehörde hat außerdem zur Vertilgung uneingefriedigten Schwarz⸗ 
wildes alles Erforderliche anzuordnen, ſei es durch Polizeijagden, ſei es durch 
andere geeignete Maßregeln oder Auflagen an die Jagdberechtigten des Bezirks 
und der Nachbarforſten. 


F. 15. 
Wilde Kaninchen unterliegen dem freien Thierfange, mit Ausſchluß des 
Fangens mit Schlingen. 
(Nr. 9474.) 54* 
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$. 16. 

Die Aufſichtsbehörde kann die Beſitzer von Obſt-, Gemüſe-, Blumen- und 
Baumſchulanlagen ermächtigen, Vögel und Wild, welche in den genannten An— 
lagen Schaden anrichten, zu jeder Zeit mittelſt Schußwaffen zu erlegen. Der 
Jagdberechtigte kann verlangen, daß ihm die erlegten Thiere, ſoweit ſie ſeinem 
Jagdrechte unterliegen, gegen das übliche Schußgeld überlaſſen werden. 

Die Ermächtigung vertritt die Stelle des Jagdſcheines. Sie darf Per— 
ſonen, welchen der Jagdſchein verſagt werden muß, nicht ertheilt werden und iſt 
widerruflich. 

. 

Gegen die Anordnung oder Verſagung obiger Maßregeln ($. 16) ſeitens 
der Aufſichtsbehörde (des Landraths, in Stadtkreiſen der Ortspolizeibehörde, in 
Hohenzollern des Oberamtmanns) iſt nur die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß, 
in Hohenzollern an den Regierungspräſidenten, und gegen deren Entſcheidung die 
Beſchwerde zuläſſig, welche an den Miniſter des Innern und den Miniſter für 
Landwirthſchaft, Domänen und Forſten geht. 

$. 18. 

Sofern das gegenwärtige Geſetz dem Jagdpächter größere, als die bis— 
herigen Verpflichtungen auferlegt, kann er den Pachtvertrag innerhalb drei Monaten 
nach Verkündigung dieſes Geſetzes derart kündigen, daß das Pachtverhältniß mit 
Ende des laufenden Pachtjahres erliſcht. 

Das gleiche Recht ſteht dem Verpächter zu, ſofern der Pächter nicht für 
die Zeit bis zum Ablaufe der beſtehenden Pachtverträge die Vergütung der durch 
das Geſetz dem Verpächter auferlegten Wildſchäden auf ſich nimmt. 

5. 19. 

Der F. 25 des Jagdpolizeigeſetzes vom 7. März 1850 (Geſetz-Samml. 
S. 165), $. 27 der Verordnung vom 30. März 1867 (Geſetz-Samml. S. 416) 
und $. 28 des Geſetzes vom 17. Juli 1872 (Lauenb. Offiz. Wochenblatt Nr. 42) 
werden aufgehoben. 

Wildſchadenerſatz kann nur auf Grund und nach Maßgabe dieſes Geſetzes 
gefordert werden. 

§. 20. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1892 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Buckingham Palace London, den 11. Juli 1891. 


(L. S. Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Gr. v. Zedlitz. Thielen. 
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(Nr. 9475.) Geſetz, betreffend die Königlichen Gewerbegerichte in der Rheinprovinz. Vom 
11. Juli 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


8 

Auf die Zuſtändigkeit, Zuſammenſetzung und Thätigkeit der Königlichen 
Gewerbegerichte in der Rheinprovinz und auf das Verfahren vor denſelben finden, 
ſoweit im Nachſtehenden nicht beſondere Beſtimmungen getroffen ſind, die Vor⸗ 
ſchriften des erſten bis vierten Abſchnitts des Reichsgeſetzes, betreffend die Gewerbe⸗ 
gerichte, vom 29. Juli 1890 (Reichs-Geſetzbl. S. 141) Anwendung. 

Die in dieſen Vorſchriften dem Statut vorbehaltenen Anordnungen werden 
durch Regulativ (§. 13) getroffen. 


5. 2 
Der Vorſitzende und deſſen Stellvertreter werden von dem Regierungs— 
präſidenten ernannt. Dieſelben dürfen weder Arbeitgeber noch Arbeiter ſein. 


$. 3. 
Hausgewerbetreibende ſind als Arbeiter wählbar und wahlberechtigt. Durch 
das Regulativ können Hausgewerbetreibende, welche mehrere Hülfskräfte beſchäftigen, 
den Arbeitgebern gleichgeſtellt werden. 


§. 4. 

Beſchwerden gegen die Rechtsgültigkeit der Wahlen werden durch den Be— 
zirksausſchuß entſchieden. Derſelbe hat Wahlen, welche gegen das Geſetz oder die 
auf Grund des Geſetzes erlaſſenen Wahlvorſchriften verſtoßen, für ungültig zu 
erklären. 

§. 5. 


Sind Wahlen nicht zu Stande gekommen oder wiederholt für ungültig 
erklärt, ſo werden die Beiſitzer zu gleichen Theilen aus der Zahl der Arbeitgeber 
und der Arbeiter von dem Regierungspräſidenten ernannt. 


$. 6. 

Ueber die Gründe, aus welchen die Uebernahme des Beiſitzeramtes abgelehnt 
wird, entſcheidet der Bezirksausſchuß. 

Ob und in welcher Höhe den Mitgliedern des Gewerbegerichtes für ihre 
Theilnahme an den Sitzungen eine Vergütung für Reiſekoſten und eine Ent⸗ 
ſchädigung für Zeitverſäumniß zu gewähren iſt, wird durch das Regulativ bes 
ſtimmt. 

(Nr. 9475.) 
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8. 

Die Enthebung eines Mitgliedes des Gewerbegerichtes von ſeinem Amte 
erfolgt durch den Bezirksausſchuß. 

Die Klage auf Entſetzung vom Amte wird auf Antrag des Regierungs— 
präſidenten erhoben. 

§. 8. 

Der Vorſteher der Gerichtsſchreiberei wird mit abſoluter Stimmenmehrheit 
von dem Gewerbegerichte gewählt; ſeine Entlaſſung kann nur auf Grund eines 
von dem Gewerbegerichte mit der Mehrheit von zwei Drittheilen gefaßten Be— 
ſchluſſes erfolgen. Wahl und Entlafjung bedürfen der Beſtätigung des Regierungs— 
präſidenten. 

ge 


Bei jedem Gewerbegerichte werden eine oder mehrere Vergleichskammern 
gebildet. Dieſelben verhandeln in der Beſetzung von zwei Mitgliedern, von welchen 
das eine ein Arbeitgeber, das andere ein Arbeiter ſein muß. 


$. 10. 


Der F. 54 des Reichsgeſetzes ($. 1) findet keine Anwendung. 

Einer jeden Klage muß der Verſuch einer gütlichen Einigung vor der Ver— 
gleichskammer vorangehen. 

Zu dieſem Zwecke können ſich die Parteien an den ordentlichen Verſamm⸗ 
lungstagen der Vergleichskammer ohne Terminbeſtimmung und Ladung einfinden. 
Anderenfalls hat der Kläger die Ladung des Beklagten vor die Vergleichskammer 
des zuſtändigen Gewerbegerichtes zu beantragen. 

Erſcheinen beide Parteien, ſo hat die Vergleichskammer auf eine gütliche 
Erledigung des Streites hinzuwirken. 

Kommt ein Vergleich zu Stande, ſo iſt der Inhalt deſſelben zu Protokoll 
feſtzuſtellen. Die Feſtſtellung iſt den Parteien vorzuleſen. In dem Protokolle 
iſt zu bemerken, daß die Vorleſung ſtattgefunden hat und daß die Genehmigung 
erfolgt iſt, oder welche Einwendungen erhoben ſind. 

Erſcheint der Kläger nicht, ſo gilt ſein Antrag als zurückgenommen. Er⸗ 
ſcheint der Beklagte nicht, oder kommt ein Vergleich nicht zu Stande, ſo gilt 
der Antrag, die Klage an das Gewerbegericht zu verweiſen, als Erhebung der Klage. 

Auf die vor den Vergleichskammern geſchloſſenen Vergleiche findet §. 56 
des Reichsgeſetzes (§. 1) Anwendung. 


§. 11. 

Die Koſten, welche durch die Beſchaffung der nöthigen Geſchäftsräume 
für das Gewerbegericht, oder für einzelne Abtheilungen deſſelben (Kammern), 
oder die Vergleichskammern ($. 10) und durch die Einrichtung, Reinigung, 
Heizung und Beleuchtung dieſer Räumlichkeiten entſtehen, haben die Gemeinden 
aufzubringen, in welchen die bezeichneten Organe ihren Sitz haben. 


— 313 — 


Die ſonſtigen Unterhaltungskoſten ſind, ſoweit ſie nicht in den Einnahmen 
des Gerichtes ihre Deckung finden, durch Zuſchläge zur Gewerbeſteuer von den— 
jenigen Gewerbetreibenden des Bezirkes aufzubringen, welche wahlberechtigt und 
zur Gewerbeſteuer veranlagt ſind. Die Umlage dieſer Koſten erfolgt nach näherer 
Beſtimmung des Regulativs durch das Gewerbegericht. Der Beſchluß des Ge— 
werbegerichtes bedarf der Genehmigung des Regierungspräſidenten. 

Gebühren, Koften und Strafen, welche nach dieſem Geſetze zur Hebung 
gelangen, bilden Einnahmen des Gerichtes. 

Diejenige öffentliche Kaſſe, welche die Kaſſengeſchäfte des Gewerbegerichtes 
zu übernehmen hat, wird durch das Regulativ beſtimmt. 


$. 12. 

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden keine Anwendung auf Gehülfen 
und Lehrlinge in Apotheken und Handelsgeſchäften, ſowie auf Arbeiter, welche 
in den unter der Militär- oder Marineverwaltung ſtehenden Betriebsanlagen be- 
ſchäftigt ſind. 

F. 13 


Die Regulative, ſowie die ſonſtigen zur Durchführung dieſes Geſetzes er- 
forderlichen Beſtimmungen werden von dem Miniſter für Handel und Gewerbe 
im Einvernehmen mit dem Juſtizminiſter erlaſſen. 


$. 14. 

Die Verordnung vom 7. Auguſt 1846 (Geſetz-Samml. ©. 403), die in 
derſelben bezeichneten Geſetze und Dekrete und die auf Grund derſelben erlaſſenen 
Regulative, ſowie der $. 10 des Ausführungsgeſetzes zur Deutſchen Civilprozeß⸗ 
ordnung vom 24. März 1879 (Geſetz-Samml. S. 281) werden aufgehoben. 

§. 15. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1892 in Kraft. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe iſt ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Juſtizminiſter die zur Durchführung des Geſetzes erforderlichen Einrich— 
tungen und Anordnungen bereits vor dieſem Zeitpunkte zu treffen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Buckingham Palace London, den 11. Juli 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Miquel. v. Kaltenborn. Gr. v. Zedlitz. Thielen. 


(Nr. 9475-9476.) 
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(Nr. 9476.) Verordnung, betreffend Kautionen von Beamten aus dem Bereiche des Miniſteriums 
für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. Vom 24. Juni 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund der $$. 3, 7, 8 und 14 des Geſetzes, betreffend die Kau— 
tionen der Staatsbeamten, vom 25. März 1873 (Geſetz-Samml. S. 125), 
was folgt: 

Einziger Paragraph. 

Den nach den Verordnungen vom 17. Auguſt 1874 (Geſetz-Samml. S. 303), 
vom 1. Juli 1882 (Geſetz-Samml. S. 339) und vom 14. Januar 1885 (Geſetz— 
Samml. S. 305) zur Kautionsleiſtung verpflichteten Beamtenklaſſen aus dem Bereich 
des Miniſteriums für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten treten hinzu: 

1) der Dirigent des Verſuchsfeldes der landwirthſchaftlichen Akademie zu 

Poppelsdorf, 

2) der Gartenmeiſter der vorgenannten Akademie, 
von welchen der Erſtere eine Kaution von 1000 Mark, der Letztere eine ſolche 
von 150 Mark zu leiſten hat. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften der Verordnung vom 10. Juli 1874, 
betreffend die Kautionen der Beamten aus dem Bereiche des Staatsminiſteriums 
und des Finanzminiſteriums (Geſetz-Samml. S. 260), Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 24. Juni 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 
Miquel. v. Heyden. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) das Allerhöchſte Privilegium vom 18. Juni 1891 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Barmen im Betrage 
von 10 000 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Düſſeldorf Nr. 30 S. 421, ausgegeben den 25. Juli 1891; 

2) das unterm 18. Juni 1891 Allerhöchſt vollzogene Statut für den 
Belumer Sommerdeichverband im Kreiſe Neuhaus a. Oſte durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 29 S. 183, ausgegeben 
den 17. Juli 1891. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


